Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 


Drucksache 12/4230 


28 . 01 . 93 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zur Verordnung der Bundesregierung 
— Drucksache 12/3445 (neu) — 


Aufhebbare Verordnung zur Änderung der Vierundzwanzigsten 
Verordnung zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 


A. Problem 

— Verschiebung des Inkrafttretens der Vierundzwanzigsten Ver- 
ordnung zur Änderung der Außenwirtschaftsverördnung um 
sechs Monate 

— Erstreckung der Übergangsregelung für Altverträge auf bin- 
dende Angebote, für die Sichemngsmittel gestellt sind. 

B. Lösung 

' Änderungsverordnung 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 


Keine 



Drucksache 12/4230 Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

die Aufhebung der Verordnung der Bundesregierung — Druck- 
sache 12/3445 (neu) — nicht zu verlangen. 

Bonn, den 11. November 1992 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Friedhelm Ost Peter Kittelmann 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/4230 


Bericht des Abgeordneten Peter Kittelmann 


Die Verordnung wurde am 2. November 1992 an den 
Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte, den Bericht dem 
Plenum bis spätestens 11. Februar 1992 vorzulegen, 
überwiesen. 

Artikel 1 sieht folgende Änderungen der Vierund- 
zwanzigsten Verordnung zur Änderung der Außen- 
wirtschaftsverordnung vor. 

Artikel 1 Nr. 2 verschiebt das Inkrafttreten der Vier- 
undzwanzigsten Verordnung auf den 1. Mai 1993, 
weil es sich als notwendig erwiesen hat, gebietsansäs- 
sigen Firmen eine verlängerte Anpassungsfrist einzu- 
räumen. 

Artikel 1 Nr. 1 erweitert die Übergangsregelung für 
Altverträge in Artikel 2 der Vierundzwanzigsten Ver- 
ordnung auf bindende Angebote, die durch Bürg- 
schaften, Garantien oder in vergleichbarer Weise 
gesichert sind. Wegen des Risikos der Inanspruch- 


nahme des Sicherungsmittels sind diese Angebote 
bereits geschlossenen Verträgen gleichzusetzen. 

Die Änderungen führen zu keiner absehbaren kosten- 
mäßigen Mehrbe- oder -entlastung der Wirtschaft. 
Daher werden keine Auswirkungen auf Einzelpreise 
und auf das Preisniveau, insbesondere auf das Ver- 
braucherpreisniveau, erwartet. 

Artikel 2 regelt das Inkrafttreten der Änderungsver- 
ordnung. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat diese Verordnung zur 
Änderung der Ausfuhrliste — Drucksache 12/3445 
(neu) — in seiner 42. Sitzung am 11. November 1992 
beraten. 

Der Ausschuß beschloß einstimmig, dem Deutschen 
Bundestag zu empfehlen, von seinem Aufhebungs- 
recht keinen Gebrauch zu machen. 


Bonn, den 11. November 1992 


Peter Kittelmann 

Berichterstatter 
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